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Sachgebiet 63 


Der Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen 

F/VIC5- VV 2915.1 -51/71 
F/II C 6 - F 0740 - 8/72 


Bonn, den 30. Januar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Veräußerung des bundeseigenen Restgeländes der ehe- 

maligen Königin-Olga-Kaserne in Ludwigsburg an die 
Stadt Ludwigsburg 

hier: Erteilung der Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 
BHO 

Anlage: Formblattmäßiger Antrag mit Erläuterung 


Die Bundesrepublik Deutschland ist Eigentümerin eines 
4,2920 ha großen Geländes (ehemalige Königin-Olga-Kaserne) 
in Ludwigsburg. 

Ich beabsichtige, die für Bundesaufgaben entbehrliche Liegen- 
schaft, die in einem rechtskräftigen Bebauungsplan als Ge- 
meinbedarfsfläche ausgewiesen ist, an die Stadt Ludwigsburg 
zum Zwecke der Errichtung eines Bildungszentrums zu ver- 
äußern. 

Mit Zustimmung des Deutschen Bundestages und des Bundes- 
rates hat die Stadt Ludwigsburg aus dem ehemaligen Kaser- 
nengelände bereits im Jahre 1969 eine Teilfläche von 3,0177 ha 
erworben. Dort wurde inzwischen eine Mittelschule mit Turn- 
halle errichtet. 

Nunmehr begehrt die Stadt Ludwigsburg den Kauf des rest- 
lichen bundeseigenen Geländes in Größe von 4,2920 ha, um dort 
ein 33klassiges Gymnasium, einen Kindergarten und einen 
öffentlichen Spielplatz zu bauen. Durch die Integration der 
vorhandenen und der geplanten Einrichtungen soll das Bil- 
dungszentrum West geschaffen werden. 

Der Verkehrswert des Kaufgeländes beträgt 6 267 900 DM. 
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Die Stadt Ludwigsburg hat beantragt, ihr einen Kaufpreisnach- 
laß gemäß §§ 1, 3 des Grundstücksverbilligungsgesetzes vom 
16. Juli 1971 (BGBl. I S. 1005) zu gewähren. Angesichts der 
beabsichtigten Nutzung der Kaufgrundstücke beabsichtige ich, 
dem Antrag stattzugeben. 

Der Kaufpreis würde sich dann von 6 267 900 DM um 1 880 370 
DM auf 4 387 530 DM oder rund 4 387 500 DM ermäßigen. 

Der Kaufpreis ist vor Auflassung in einer Summe fällig. Die 
Kosten des Vertrages gehen zu Lasten der Stadt Ludwigsburg. 

Ich bitte, gemäß § 64 Abs. 2 BHO die Einwilligung des Deut- 
schen Bundestages zum Verkauf des Geländes für 6 267 900 DM 
herbeizuführen. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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Antrag 

äui Zustimmung des Deutschen Bundestages und des Bundesrates zur Veräußerung von Grundstücken 

(§ 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung) 


Bezeichnung und 
Beschreibung 
des Grundstücks 

Vermögens- 

gruppe 

Geschätzter 

Wert 

DM 

Verkaufs- 

preis 

DM 

Erwerber 

Verwendung des 
Grundstücks 

Begründung der 
Notwendigkeit der 
Veräußerung 

Konto-Nr. 

Dienststelle 

jetzt 

künftig 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Ehemalige Königin-Olga-Ka- 
serne in Ludwigsburg 

Gemarkung Ludwigsburg, 

GBH Nr. 108 Abtlg. I lfd. Nr. 
18, Flurstück Nr. 3500, Größe 
4,2920 ha mit folgenden Auf- 
bauten: 

a) Wohngebäude: 

Kaiserstr. 20, 26, 30 und 32 

4013/20 
Bundesver- 
mögensamt 
Stuttgart 
— Ortsver- 
waltung — 
Ludwigs- 
burg 

6 267 900 

4 387 500 
(ermäßigt 
nach § 1 
GrVG vom 
16. Juli 

1971) 

Stadt 

Ludwigsburg 

Gebäude 1 
und Frei- 
flächen 
sind ver- 
mietet und 
verpachtet. 

Teilweise 

werden 

Räume von 

der Bun- 

I Bildungs- 
zentrum 

West: 

Gymnasi- 
um, Kinder- 
garten, öf- 
fentlicher 
Spielplatz, 
Grün- 
flächen 

Die Stadt Ludwigs- 
burg benötigt das 
Grundstück zur Er- 
richtung von Ein- 
richtungen des Ge- 
meinbedarfs. 

Für Zwecke des 

Bundes ist das 

Grundstück 

entbehrlich. 

b) Wirtschaftsgebäude: 
Kaiserstraße 24, 26 
Weimarstraße 8, 10, 14, 16, 
20 und 22 





deswehr zu 
Lager- 
zwecken 
genutzt. 



c) Nebengebäude 








Die für Wehrmachtzwecke er- 
richteten Gebäude sind heute 
wirtschaftlich kaum nutzbar. 


Hierzu siehe die beson- 
deren Erläuterungen 
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Erläuterungen 

des Verkehrswertes und des Verkauf swertes 


A. Verkehrswert 

Der Bodenwert wurde gutachtlich auf 175 DM/ 

qm, mithin bei 4,2920 ha auf 7 511 000 DM 

ermittelt. Abzüglich des Freilegungsanteils von 

10% 751 100 DM 

ergibt sich ein Wert von 6 759 900 DM 


Die Gebäude bleiben außer Ansatz, da sich 
dafür bei Berücksichtigung der Bewirtschaf- 
tungskosten für Bauten dieses Alters und dieser 
Bauart sowie bei Berücksichtigung des Boden- 
wertes ein Minusbetrag ergibt. Die Aufbauten 
stehen daher der Erzielung des vollen Boden- 
wertes entgegen, so daß die Abbruchkosten in 
Höhe von rund 492 000 DM 

vom Bodenwert abzusetzen sind. 

Danach verbleibt ein Verkehrswert in Höhe von 6 267 900 DM 


B. Verkaufspreis 

Gemäß § 3 des Grundstücksverbilligungsgeset- 
zes vom 16. Juli 1971 kann der Verkehrswert 
bis zu 30 v. H. ermäßigt werden. Nach den 
Richtlinien vom 15. November 1971 zu § 4 GrVG 
beträgt der Preisnachlaß beim Bodenwert 
30 v. H. Demnach ist der Verkaufspreis 

4 387 530 DM, abgerundet 4 387 500 DM 
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